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Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu der Vereinbarung vom 20. Juli 1965 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
des Königreichs Belgien über die Durchführung der Verordnun- 
gen Nr. 3 und Nr. 4 des Rates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 

— Drucksache V/962 — 


A. Bericht des Abgeordneten Springorum 


1. Zum Gesetzentwurf 

Der Gesetzentwurf enthält in den Artikeln 1, 2 
und 3 die in den Ratifikationsgesetzen üblichen 
Vorschriften. — Der Artikel 1 a sieht vor, daß 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung mit dem belgischen Minister für soziale 
Vorsorge eine Vereinbarung schließen kann, 
nach der die Artikel 2 bis 8 der Vereinbarung 
ganz oder teilweise nicht angewandt werden. 
Der Artikel ermächtigt den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, eine Rechtsverord- 
nung zu erlassen, durch die diese Vereinbarung 
über die Nichtanwendung der Artikel 2 bis 8 
innerstaatlich in Kraft gesetzt wird. Da eine 
derartige Rechtsverordnung auch im Lande Ber- 
lin gelten soll, war es erforderlich, Artikel 2 des 
Gesetzentwurfs einen Absatz 2 über die Geltung 
der Rechtsverordnung in Berlin anzufügen. 

2. Zur Vereinbarung 

Die deutsch-belgischen Beziehungen im Bereich 
der Sozialen Sicherheit werden grundsätzlich 
durch die Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer geregelt. Um bei der Durchführung die- 
ser Verordnungen die Besonderheiten der Ver- 
sicherungssysteme einzelner Mitgliedstaaten be- 


rücksichtigen zu können, geben die Verord- 
nungen die Möglichkeit, bestimmte Gegenstände 
durch zweiseitige Vereinbarungen näher zu re- 
geln. Eine derartige zweiseitige Vereinbarung 
ist die deutsch-belgische Vereinbarung über die 
Durchführung der EWG-Verordnungen Nr. 3 und 
Nr. 4. Sie regelt einmal das Verfahren, das anzu- 
wenden ist, wenn Leistungen aus der Kranken- 
versicherung an Familienangehörige gewährt 
werden, die nicht in dem Vertragsstaat wohnen, 
in dem die Versicherung besteht (Artikel 2, 
Artikel 9 der Vereinbarung). Die Vereinbarung 
enthält ferner Vorschriften über die Art und 
Weise der Zahlung von Renten aus den Renten- 
versicherungen der beiden Vertragsstaaten. 
Diese Vorschriften sind in der Zwischenzeit — 
seit Unterzeichnung der Vereinbarung — durch 
die Praxis überholt. Deutsche Rentenversiche- 
rungsträger haben seit einiger Zeit mit Einver- 
ständnis der belgischen Träger ein anderes Ver- 
fahren eingeführt, das sich bewährt hat. Sie 
haben das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung gebeten, dieses Verfahren bei- 
behalten zu dürfen. Das Ministerium hat sich 
damit einverstanden erklärt, daß die erwähnten 
Vorschriften völlig bzw. teilweise nicht an- 
gewandt werden sollen. Aus diesem Grunde 
wurde die Einfügung des Artikels 1 a in das 
Zustimmungsgesetz erforderlich. Die Bundes- 
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regierung sollte bei der Revision der EWG-Ver- 
ordnungen Nr.3undNr. 4 auf eine Vereinfachung 
des Feststellungsverfahrens und eine Verkür- 
zung der Fristen dringen. Dabei sollte ausge- 
schlossen werden, daß die Erwerbstätigkeit durch 
deutsche und belgische Versicherungsträger un- 
terschiedlich bewertet wird. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner Sit- 
zung vom 24. November 1966 einstimmig beschlos- 
sen, dem Plenum des Deutschen Bundestages die 
Zustimmung zu dem Gesetzentwurf vorzuschlagen. 


Bonn, den 24. November 1966 


Springorum 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/962 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 25. November 1966 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Springorum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu der Vereinbarung vom 20. Juli 1965 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
des Königreichs Belgien über die Durchführung der Verordnun- 
gen Nr. 3 und 4 des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaften über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 

— Drucksache V/962 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(18. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung vom 
20. Juli 1965 zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung des König- 
reichs Belgien über die Durchführung der Verord- 
nungen Nr. 3 und Nr. 4 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaften über die Soziale Sicher- 
heit der Wanderarbeitnehmer 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Der in Brüssel am 20. Juli 1965 Unterzeichneten 
Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung des König- 
reichs Belgien über diß Durchführung der Verord- 
nungen Nr. 3 und Nr. 4 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft über die Soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer wird zugestimmt. Die Ver- 
einbarung wird nachstehend veröffentlicht. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung vom 
20. Juli 1965 zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung des König- 
reichs Belgien über die Durchführung der Verord- 
nungen Nr. 3 und Nr. 4 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaften über die Soziale Sicher- 
heit der Wanderarbeitnehmer 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 
unverändert 


Artikel 1 a 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vereinbarungen mit dem 
belgischen Minister für soziale Vorsorge über die 
ganze oder teilweise Nichtanwendung der Artikel 2 
bis 8 der Vereinbarung in Kraft zu setzen. 
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Entwurf 
Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 
Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 


Artikels Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- unverändert 

kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung nach ihrem 
Artikel 10 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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